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Entwurf der Verordnung zur Änderung der Sonderbauverordnung, Verbändeanhö-
rung – Ihr Schreiben vom 15.11.2018 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Wilk, 
 
für die Zusendung eines Entwurfes für eine Verordnung zur Änderung der Sonderbauver-
ordnung (SBauVO) NRW bedanken wir uns. Hierzu nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
 
Zu § 1: 
 
Die Vorschriften des Teils 1 gelten für den Bau und Betrieb von Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen, die einzeln für mehr als 200 Besucherinnen und Besucher be-
stimmt sind, § 1 Abs. 1 Nr. 1 SBauVO. Innerhalb kommunaler Einrichtungen finden re-
gelmäßig Veranstaltungen mit nicht mehr als 200 Besucherinnen und Besuchern statt, bei 
denen die Personenzahl aber immer noch so hoch liegt, dass die Veranstaltung aus Platz-
gründen nur in Räumen stattfinden kann, die als Versammlungsstätte förmlich genehmigt 
sind. Beispielsweise kommen bei einer Schulveranstaltung mit ca. 100 Personen Klassen-
zimmer nicht mehr in Frage, sind aber in der Regel auch keine Räume in entsprechender 
Größenordnung vorhanden, weshalb dadurch zwangsläufig auf eine Aula, Turnhalle etc. 
ausgewichen werden muss. Für diese gelten zumeist die Vorschriften für Versammlungs-
stätten. Von Vorgaben wie der Bestuhlungsanordnung (§ 32) oder der Bereitstellung ver-
antwortlicher Personen (§ 40) müssen deshalb durch die Unteren Bauaufsichtsbehörden 
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bisher in jedem Einzelfall Abweichungen zugelassen werden, obwohl die Zahl der Besu-
cherinnen und Besucher im konkreten Einzelfall unterhalb der Anwendungsschwelle der 
SBauVO NRW liegt. Eine generelle Ausnahme von den Vorgaben des Kapitels 4 (Be-
triebsvorschriften für Versammlungsstätten) wäre deshalb aus Gründen der Verhältnismä-
ßigkeit und der Entbürokratisierung geboten. 
 
Wir schlagen deshalb folgenden Formulierungsvorschlag zu § 1 SBauVO vor, entweder als 
weiteren Ausnahmetatbestand in Abs. 3 oder neuen Abs. 4: 
  
„Für Versammlungsstätten gelten die Vorschriften des Kapitels 4 nicht bei Veranstal-
tungen, die für nicht mehr als 200 Besucherinnen und Besucher bestimmt sind.“ 
 
 
Zu § 19: 
 
In Absatz 2 soll künftig auf die feste Vorgabe von Wandhydranten verzichtet und stattdes-
sen, soweit erforderlich, das Erfordernis, die Anzahl, die Anordnung und die Kennzeich-
nung von ortsfesten, nicht-selbsttätigen Feuerlöschanlagen wie Wandhydranten für die 
Feuerwehr (Typ F) oder von Feuerlöscheinrichtungen wie trockene Löschwasserleitungen 
im Einvernehmen mit den Brandschutzdienststellen festgelegt werden. Die geplante Ände-
rung führt dadurch zu einem erhöhten Prüf- sowie Begründungsaufwand für die Unteren 
Bauaufsichtsbehörden. Wir sprechen uns daher für die Beibehaltung der geltenden Fassung 
aus. 
 
 
Zu § 122: 
 
In Absatz 3 wird der Satz 2 „Offene Garagen sind auch Stellplätze mit Schutzdächern 
(überdachte Stellplätze)“ gestrichen. Die Begründung führt hierzu aus, dass sich sowohl 
bei den am Bau Beteiligten als auch bei den Bauaufsichtsbehörden die Auffassung durch-
gesetzt habe, dass auch überdachte Stellplätze bzw. Carports die Definition einer offenen 
Garage erfüllen können. Gleichzeitig wird eine Angleichung an die MGarVO bewirkt. 
 
Die vorgesehene Streichung mag auf den ersten Blick nachvollziehbar sein; sie führt mit 
Blick auf eine Entscheidung des OVG Münster aber möglicherweise zu Rechtsunsicherhei-
ten. Zur Vorgängernorm des § 118 Abs. 2 SBauVO 2009 hat das OVG noch mit Beschluss 
vom 27.06.2016 (Az. 2 B 1073/15) entschieden, dass die besondere Nennung der über-
dachten Stellplätze diese den offenen Garagen gleichstelle, dass diese wegen des Fehlens 
einer Entsprechung in Absatz 1 Nr. 1 jedoch nicht als Kleingaragen anzusehen seien. Rele-
vant war dies vor allem für die Frage nach einer erforderlichen Gebäudeabschlusswand. 
 
Zwar wird auch künftig nicht zu erwarten sein, dass Carports den Anforderungen an 
Kleingaragen unterliegen, da das OVG weiter ausführt, dass § 124 SBauVO NRW 2009 
(jetzt: § 131 SBauVO) auf Carports erkennbar nicht anwendbar sei. Das Streichen der ein-
deutigen Zuordnung der überdachten Stellplätze zu § 122 Abs. 3 könnte gleichwohl zu 
Diskussionen in der Praxis führen, da die Bauausführung von Carports – nicht zuletzt we-
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gen ihrer abstandsflächenrechtlichen Privilegierung – häufig Gegenstand von Nachbarkla-
gen ist. Daher sollte der geltende Wortlaut beibehalten werden. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 

 

 
Hilmar von Lojewski 

Beigeordneter 
des Städtetages Nordrhein-Westfalen 

 Martin Schenkelberg 
Beigeordneter 

des Landkreistages Nordrhein-Westfalen 
  

 
 

 

 Rudolf Graaff 
Beigeordneter 
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